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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

Noch im September 2013, also im Vorjahr der anstehenden Zuger Kantonsratswahlen
2014, hatten die Zugerinnen und Zuger eine neue Sitzverteilung nach dem System des
Doppeltproporzverfahrens – dem so genannten doppelten Pukelsheim – angenommen.
Gleichzeitig mit dem neuen Verfahren wurden Wahlquoren eingeführt: Das neue
Wahlverfahren bringt zwar eine Verbesserung hinsichtlich der Repräsentation des
Wählerwillens, kann aber auch zu einer Zersplitterung des Parteiensystems mit
zahlreichen kleinen Parteien führen, die mit dem Verfahren grössere Erfolgschancen
haben. Um dies zu verhindern wird mit dem doppelten Pukelsheim in der Regel eine
Erfolgshürde eingebaut. Im Kanton Zug muss eine Partei 5 Prozent der Stimmen in
einem Wahlkreis oder 3 Prozent im gesamten Kanton erhalten, um Anspruch auf einen
Sitz zu haben. Gegen diese Hürden regte sich in Zug allerdings Widerstand. Die
Piratenpartei Zentralschweiz legte Mitte Juni 2014 beim Regierungsrat Beschwerde
gegen die Anwendung der Hürde ein. Diese war bei den Wahlen im Oktober noch beim
Bundesgericht hängig. Die Meinungen zum neuen Verfahren waren geteilt. Das
Zuteilsverfahren nach Pukelsheim garantiere, dass jede Stimme gleichviel zähle, egal ob
die Stimme aus einer grossen oder kleinen Gemeinde stamme, was der Linken durchaus
zugutekäme, erwartete Jolanda Spiess (al-gp), wohingegen von rechts-bürgerlicher
Seite als ungerecht empfunden wurde, dass ein eigentlich in einer Gemeinde gewählter
Kandidierender einer Partei zu Gunsten einer Kandidatin einer Minderheit verzichten
müsse, obwohl diese Minderheit im entsprechenden Wahlkreis gar keinen Sitz erhalten
hätte. So würden die grossen Gemeinden den kleinen vorschreiben, wer für sie in den
Kantonsrat gehe, meinte etwa der Zuger Nationalrat und Wahlkampfleiter Gerhard
Pfister (cvp). Die Parteien schielten insbesondere auf die Wahlen in Nidwalden, die
ebenfalls neu mit dem Pukelsheim durchgeführt worden waren und der kleinen Linken
einen Erfolg beschert hatte. Allerdings war die Ausgangslage in Zug von jener in
Nidwalden verschieden. Prognosen waren deshalb schwierig und die allgemeine
Verunsicherung bei allen Parteien entsprechend gross. Von einem „Blindflug“ war gar
die Rede. 
Zu reden im Kanton gaben auch die zahlreichen Rücktritte während der Legislatur –
acht an der Zahl. Zwar gäbe es Gründe für einen vorzeitigen Rücktritt – so werde etwa
die zeitliche Belastung des politischen Mandats von vielen unterschätzt – die
Meinungen über taktische Kandidaturen, die einer Partei zu Stimmen verhelfen um
dann kurz nach den Wahlen in einen Rücktritt zu münden oder aber über die taktischen
Rücktritte kurz vor den Wahlen, um den Nachrückenden den Stempel „Bisheriger“ zu
verschaffen, gingen auseinander. Während die SP-Präsidentin Barbara Gysel diese als
Realität bezeichnete, waren sie für CVP-Präsident Martin Pfister ein No-Go. Insgesamt
traten 246 Kandidierende für die 80 Sitze im Kantonsrat (2010: 231 Kandidierende) an,
darunter 65 Frauen (26%). 
Die CVP kündigte früh an, um jeden Sitz kämpfen zu wollen, weil man aufgrund des
neuen Wahlverfahrens mit Verlusten rechnete. Die Christlichdemokraten sassen seit
den Wahlen 2010 mit 23 Vertreterinnen und Vertretern im Kantonsrat. Ziel sei es,
stärkste Partei zu bleiben. Die CVP schickte 49 Kandidierende ins Rennen. Auch die FDP
sondierte bereits im Frühjahr 2014 mögliche Kandidierende, von denen sie dann 42
präsentierte. Für den Freisinn hiess das Motto, die Wählerstärke zu steigern, um mit
dem neuen Verfahren die bisherigen Sitze (20) halten zu können.  Auch die SVP (19
Sitze), die mit 44 Kandidierenden antrat, setzte hohe Ziele: man wolle nicht mehr nur
drittstärkste Partei sein. Zwar hätten die bürgerlichen Parteien zusammen 77% der
Wählerstimmen hinter sich, bürgerliche Politik müsse aber anders aussehen, was nur
mit einer stärkeren SVP umgesetzt werden könne, gab Parteipräsident Markus
Hürlimann zu Protokoll. Die Alternativen-die Grünen, in Zug die stärkste linke Kraft mit
acht Sitzen, die das neue Wahlverfahren mit am vehementesten gefordert hatten,
rechneten mit Sitzgewinnen. Ziel war, wieder Fraktionsgrösse (12 Sitze) zu erreichen,
wie dies bereits 2006 der Fall gewesen war. Die Partei trat als gemeinsame Liste aus
Grünen, Christlich Sozialen und Jungen Alternativen an, auf der insgesamt 50
Kandidierende figurierten. Dabei stellten die Alternativen nicht nur am meisten
Kandidierende, sondern die Liste war fast geschlechterparitätisch mit einem
Frauenanteil von 48%. Die SP erwartete nicht den gleichen Erfolg wie ihre Schwester in
Nidwalden und gab als Ziel den Status Quo (8 Sitze) an. Dies werde schon deshalb
schwierig genug, weil die SP mit dem alten System traditionellerweise gar nie in allen

WAHLEN
DATUM: 05.10.2014
MARC BÜHLMANN
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Gemeinden angetreten sei. Die SP trat als gemeinsame Liste aus SP, JUSO und SP-
Frauen mit insgesamt 31 Kandidierenden auf. Die Erwartungen der kleineren Parteien
waren ambivalent. Die GLP (bisher 2 Sitze) erhoffte sich dank des doppelten Pukelsheim
einen Sitzgewinn, den sie mit total 27 Kandidierenden realisieren wollte. Die Chancen
der erstmals mit 3 Kandidaten antretenden Piratenpartei, die neu eingeführte
Wahlhürde zu schaffen, wurden hingegen als gering eingeschätzt. Die grösste
Herausforderung für die kleinen und weniger verankerten Parteien SP, GLP und Piraten
war es, die Listen möglichst in allen Gemeinden zu füllen, was von den arrivierten
Parteien prompt als Gefahr für die Qualität des Kantonsparlamentes bezeichnet wurde.

Bei den Wahlen Anfang Oktober, bei denen sich 40,5% der Berechtigten beteiligten
(2010: 43,6%), zeigten sich die aufgrund der veränderten Ausgangslage erwarteten
Verschiebungen allerdings in überraschend geringem Umfang. Insbesondere die
Erwartung, dass der doppelte Pukelsheim tendenziell zu Sitzverlusten bei grossen
Parteien führe, wurde nur bedingt bestätigt. Zwar musste die FDP Federn lassen – sie
verlor zwei Sitze (neu: 18 Sitze) und büsste einen Prozentpunkt an Parteistärke ein (neu:
22,1%) – die CVP als stärkste Fraktion verlor aber lediglich einen Sitz (neu: 22 Sitze) und
konnte sogar leicht an Wählerstärke zulegen (neu: 26,8%; + 0,3 Prozentpunkte). Die SVP
konnte ihre 19 Sitze halten und stieg mit einem Wählerzuwachs um 0,9 Prozentpunkte
neu zur zweitstärksten Fraktion auf (neu: 23,6%). Auch im linken Lager waren die
Verschiebungen gering. Nicht die kleinere SP konnte vom neuen Wahlsystem profitieren
– sie gab im Gegenteil einen Sitz ab und kommt neu noch auf sieben Sitze (neu 9,3%) –
sondern die im Kanton Zug traditionell stärkeren Alternativen-die Grünen, die um zwei
Sitze zulegen konnten und neu zehn Sitze im Kantonsrat besetzen (neu: 12,8%), darunter
auch ein Sitz der CSP. Der Sitzverlust der SP wurde in den Medien auf einen taktischen
Fehler zurückgeführt, weil die SP in den kleinen Gemeinden Neuheim und Menzingen
nicht angetreten war. Vom doppelten Pukelsheim profitiert haben dürften die
Grünliberalen, die sich im Vergleich zu 2010 über eine Verdoppelung ihrer Mandate
freuen durften (neu: 4 Sitze). Definitiv keine Chance hatten die Piraten, die mit einem
Wähleranteil von 0,4% deutlich an der 3 bzw. 5-Prozent-Hürde scheiterten, was ihrem
juristischen Widerstand weiteren Auftrieb gab. 
Im Dezember wies dann allerdings auch das Bundesgericht die Beschwerde der
Piratenpartei ab. Zwar müsse man mit Sperrklauseln zurückhaltend sein – das
Bundesgericht hatte schon früher eine Obergrenze von 10 Prozent festgelegt – die 3
bzw. 5-Prozent-Hürde in Zug sei aber massvoll und könne der Gefahr einer
Effizienzbeeinträchtigung und Verkomplizierung des Ratsbetriebs durch zu viele kleine
Parteien begegnen. 1

Wahlen in kantonale Regierungen

Im Oktober 2018 standen im Kanton Zug neben der Wahl der Gemeindebehörden auch
die Wahlen in den Kantonsrat und in den siebenköpfigen Regierungsrat an. Anfang Jahr
wurde bekannt, dass die beiden Regierungsräte der FDP, Matthias Michel und Urs
Hürlimann, nicht zur Wiederwahl antreten würden. 
Im März präsentierte die Geschäftsleitung der freisinnigen Kantonalpartei einen Pool
von vier Anwärterinnen und Anwärtern, aus denen die FDP-Basis Anfang April zwei
Kandidierende auswählte. Die Basis entschied sich mit dem Parteipräsidenten und
Kantonsrat Andreas Hostettler und dem Kantonsrat und Fraktionschef Florian Weber
für ein reines Männerticket. Die zur Auswahl stehende Frau, die Steinhausener
Gemeinderätin Carina Brüngger landet mit hauchdünnem Abstand auf Platz drei, und
somit vor dem Gemeindepräsidenten aus Neuhausen, Roger Bosshart. 
Keine Vakanzen zeichneten sich hingegen bei der CVP und der SVP ab. Sowohl die
beiden amtierenden CVP-Regierungsräte Beat Villiger und Martin Pfister, als auch die
beiden Amtsinhaber der SVP, Heinz Tännler und Stephan Schleiss, wollten sich für eine
weitere Legislatur zur Verfügung stellen.
Eher überraschend war der gegen Ende April bekannt gegebene Entscheid der einzigen
Zuger Regierungsrätin und amtierenden Frau Landammann – Manuela Weichelt von den
Alternativen - die Grünen (ALG) –, bei den Regierungsratswahlen nicht erneut antreten
zu wollen. Da bisher lediglich Kandidaturen von Männern bekannt geworden waren –
neben dem FDP-Zweierticket und den Bisherigen liess sich auch der GLP-Kantonsrat
Daniel Stadlin portieren, der für seine Partei wegen der FDP-Doppelvakanz die Chance
auf einen Sitz witterte – machten sich Bedenken breit, dem Kanton Zug werde ab
Herbst als aktuell fünftem Kanton der Schweiz eine reine Männerregierung vorstehen.
Am raschesten reagierte die CVP. Nur rund eine Woche nach der Rücktrittsankündigung
nominierten die CVP-Delegierten mit der Kantonsrätin Silvia Thalmann eine dritte
Kandidatur für die Regierungsratswahlen. Bereits im März hatten die Delegierten den

WAHLEN
DATUM: 07.10.2018
MARLÈNE GERBER
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Parteivorstand ermächtigt, allenfalls noch eine dritte Person ins Rennen zu schicken, da
sie die Chancen auf einen zusätzlichen CVP-Sitz als intakt erachteten. Sowohl für den
Parteivorstand als auch für die Kandidatin habe die Überlegung, dass den Wählenden
auch eine Frau zur Auswahl stehen solle, zu diesem Entscheid geführt. 
Kurz darauf meldete sich der Vorstand der Grünen aus Steinhausen zu Wort. Man habe
entschieden, den Kantonsrat und Steinhausener Gemeinderat Andreas Hürlimann zur
Verteidigung des ALG-Sitzes aufzustellen. In der Folge entbrannte zwischen der ALG
und der SP ein sich in den Leserbriefspalten der Zuger Zeitung abspielendes Hin und
Her, das schliesslich darin gipfelte, dass die SP Ende Mai mit der Kantonsrätin und
Parteipräsidentin Barbara Gysel ebenfalls eine Kandidatur lancierte, um ihren vor 12
Jahren verloren gegangenen Sitz in der Regierung zurückzuerobern und um die
Wahrscheinlichkeit eines reinen Männergremium zu verkleinern. 
Die Männerdominanz gab auch innerhalb der FDP zu reden. Nach Bekanntgabe von
Weichelts Rücktritt waren die FDP-Frauen an die Kantonalpartei gelangt, um diese zu
einer dritten, mit einer Frau besetzten Kandidatur zu bewegen. Die Kantonalpartei
entschied daraufhin jedoch aus wahltaktischen Überlegungen, auf eine solche zu
verzichten. In den Augen der Freisinnigen stellte die dritte Kandidatur der CVP eine
Konkurrenz dar. Um die Chancen auf Halten der beiden parteieigenen Sitze zu
maximieren, fahre man mit einem Zweierticket am besten, so der Parteivorstand. Die
Freisinnigen waren indes nicht die einzigen, die um ihre Vertretung fürchten mussten:
Dass sich von linker Seite zwei Kandidierende präsentierten, wurde von Experten
aufgrund des eingeschränkten linken Wählerpotentials in Zug als riskant erachtet.
Nicht zuletzt sorgte nur wenige Tage vor den Regierungsratswahlen die «Auto-Affäre»
um den zur Wiederwahl antretenden CVP-Regierungsrat Beat Villiger für Schlagzeilen.
Das Online-Magazin Republik machte bekannt, dass die Zuger Staatsanwaltschaft wegen
Überlassen seines Fahrzeugs an eine Person ohne Führerschein im Juli 2017 gegen den
Zuger Regierungsrat ermittelt hatte. Villiger konnte sich dabei aber erfolgreich auf den
Standpunkt stellen, nichts von dem fehlenden Führerschein gewusst zu haben. Pikanter
war der Umstand, dass die Person im November desselben Jahres noch einmal ohne
Führerschein von der Polizei angehalten worden war, zu diesem Zeitpunkt aber einen
Kaufvertrag für das Auto vorlegte, der vor dem ersten Vorfall abgeschlossen worden
war. Villiger stand somit auch unter Verdacht, den Vertrag zurückdatiert zu haben, um
eine Strafuntersuchung abzuwenden. Das Nennen dieses zweiten Vorwurfs der
Urkundenfälschung war dem Magazin Republik aufgrund einer vom Bezirksgericht
Zürich verhängten superprovisorischen Verfügung untersagt worden. Trotzdem gelangte
der Vorwurf via andere Medien in Umlauf. Unterdessen waren die Strafuntersuchungen
jedoch eingestellt worden, da sich der Tatverdacht gegen Villiger nicht erhärtet hatte.
Am Wahlwochenende brach Villiger schliesslich via SonntagsBlick das Schweigen und
beichtete, dass es sich bei der bis dahin anonymen Person um eine ehemalige Affäre
handle.

Der Wahlsonntag vom 7. Oktober schaffte bereits im ersten Wahlgang Klarheit über die
zukünftigen Sitzverhältnisse im Zuger Regierungsrat. Am meisten Stimmen erhielten die
vier Bisherigen; allen voran Martin Pfister von der CVP (21'679) gefolgt von SVP-
Regierungsrat Heinz Tännler (19'042), CVP-Mann Beat Villiger (18'440) und dem zweiten
SVP-Vertreter, Stephan Schleiss (18'236). Mit 16'405 Stimmen erzielte die CVP-
Kandidatin Silvia Thalmann das fünftbeste Resultat. Mit Andreas Hostettler (15'148) und
Florian Weber (15'087) schafften auch die beiden Kandidaten der FDP den Einzug in den
Regierungsrat. Das absolute Mehr an Stimmen passierten zwar auch die SP-Kandidatin
Barbara Gysel (13'171) und der ALG-Kandidat Andreas Hürlimann (12'856), sie konnten
ihre bürgerlichen Kolleginnen und Kollegen jedoch nicht einholen. Der
Regierungsratskandidat der GLP, Daniel Stadlin, scheitert mit 9'622 Stimmen am
absoluten Mehr (11'407). 
Somit wird der Kanton Zug in der neuen Legislatur nicht von einem reinen
Männergremium, aber unter rein bürgerlicher Zusammensetzung regiert. Damit ist der
Kanton Uri aktuell der einzige Kanton in der Zentralschweiz, der den freiwilligen Proporz
mit einer linken Vertretung in der kantonalen Exekutive hochhält. Villiger gab sich nach
der Wahl aufgrund der «Auto-Affäre» Bedenkzeit, ob er die Wahl annehmen wolle.
Knappe zwei Wochen später entschied er sich dazu. 2
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Eidgenössische Wahlen

Bei den Ständeratswahlen im Oktober ging es um die Besetzung von 41 Sitzen. Ihre
Ständeratssitze bereits besetzt hatten die Kantone Zug mit Peter Bieri (cvp) und Rolf
Schweiger (fdp) sowie Appenzell Innerrhoden mit Ivo Bischofberger (cvp). Zu einer
stillen Wahl kam es in Obwalden (Hans Hess, fdp) und in Nidwalden (Paul Niederberger,
cvp). In Appenzell Ausserrhoden, Glarus und Uri hatten die bisherigen Ständeräte keine
Herausforderer und wurden problemlos gewählt. Unverändert blieb die
Ständeratsvertretung auch in den Kantonen Schwyz, Graubünden, Schaffhausen,
Solothurn und Thurgau. 3

WAHLEN
DATUM: 21.10.2007
SABINE HOHL

Rolf Schweiger (fdp) hatte nach zwölf Jahren, während derer er den Kanton Zug im
Ständerat vertrat, seinen Rücktritt eingereicht. Seinen Sitz wollte die FDP mit
Gesundheitsdirektor Joachim Eder verteidigen. Peter Bieri (cvp) trat für die CVP wieder
an. Die beiden bürgerlichen Kandidaten galten als Favoriten. Auch im Kanton Zug trat
die SVP mit einem Herausforderer an. Philip Brunner wurden allerdings kaum Chancen
eingeräumt; zuvor hatten der aussichtsreichere Regierungsrat Heinz Tännler sowie
Nationalrat Marcel Scherer abgesagt. Lediglich Aussenseiterchancen wurden auch
Eusebius Spescha (sp) und Stefan Gisler von den Alternativen zuerkannt. Tatsächlich
erzielten die beiden Favoriten fast doppelt so viele Stimmen wie der drittplatzierte
Brunner (10'612): sowohl Eder (22'571 Stimmen) als auch Bieri (21'076 Stimmen) waren
somit bereits im ersten Wahlgang gewählt. Auch Spescha (5'998) und Gisler (5'387)
hatten keine Chance. 4

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Anlässlich der eidgenössischen Wahlen traten 26 Nationalrätinnen und Nationalräte
und 11 Ständerätinnen und Ständeräte nicht mehr an. Die Zahl verringerte sich damit
im Vergleich zu 2011, als im Nationalrat 38 und im Ständerat 12 Rücktritte zu
verzeichnen waren. In der grossen Kammer musste die SVP die meisten Nachfolger
finden, da sich neun ihrer Vertreterinnen und Vertreter nicht mehr zur Wahl stellten.
Bei der SP waren es fünf, bei der FDP und den Grünen vier und bei der CVP drei
Nationalratsmitglieder, die ersetzt werden mussten. Von der BDP legte nur der Bündner
Nationalrat Hansjörg Hassler sein Amt nieder, während bei der GLP alle Bisherigen
erneut kandidierten. In der kleinen Kammer musste die CVP vier und die FDP fünf
Abgänge verkraften. Bei den Christdemokraten betraf dies die Ständeräte Peter Bieri
(Zug), René Imoberdorf (Wallis), Paul Niederberger (Nidwalden) und Urs Schwaller
(Freiburg); bei den Freisinnigen Hans Altherr (Appenzell Ausserrhoden), Christine
Egerszegi (Aargau), Felix Gutzwiller (Zürich), Hans Hess (Obwalden) und Georges Theiler
(Luzern). Die Grünliberalen waren mit der schwierigen Situation konfrontiert, dass ihre
einzigen beiden Ständeratsmitglieder – Verena Diener (Zürich) und Markus Stadler (Uri)
– gleich beide den Rücktritt bekanntgaben.

WAHLEN
DATUM: 17.10.2015
ANDREA DENZ

FDP-Vertreter Joachim Eder trat bei den Ständeratswahlen im Kanton Zug als
Bisheriger an, sein Mandat zu verteidigen. Sein Kollege und langjähriger CVP-
Kantonsvertreter Peter Bieri hatte im Hinblick auf die Wahlen hingegen seinen Rücktritt
verkündet. Um seine Nachfolge buhlte ein Kreis von fünf Kandidierenden. Kronfavorit
war Bieris Parteifreund Peter Hegglin, welcher als Zuger Regierungsrat amtete. Von
rechts bekamen CVP und FDP Konkurrenz von der SVP in Form von Kantonsrat Manuel
Brandenberg. Aber auch die Linke griff ins Rennen ums Stöckli ein. Die SP nominierte
Kantonalpräsidentin Barbara Gysel und die Grünen hoben Andreas Lustenberger auf
den Schild. Ergänzt wurde der Kandidatenreigen durch Stefan Thöni von der
Piratenpartei.

Trotz der Vielzahl an Anwärterinnen und Anwärtern waren die Wahlchancen
überschaubar. In der Tradition des Innerschweizer Kantons teilten sich bis anhin stets
die CVP und die FDP die Macht in der Zuger Ständevertretung. Dass sich daran etwas
ändern würde, schien zunächst einmal nicht absehbar. Im bürgerlichen Kanton Zug ging
für die beiden Parteien am ehesten von der SVP eine Gefahr aus. Von dieser war denn
auch verlautbart worden, dass es ihr mit der Kandidatur von Manuel Brandenberg
durchaus „ernst“ sei.  Ein Vorbeikommen an den bürgerlichen Amtsinhabern schien
aber dennoch eher unwahrscheinlich. Am ehesten bot der Präsident der
Finanzdirektorenkonferenz Peter Hegglin Angriffsfläche. Der CVP-Kandidat und
kantonale Finanzminister war aufgrund der schwierigen finanziellen Lage des Kantons in
der Vergangenheit häufig mit Kritik konfrontiert gewesen. Eine allzu grosse Rolle schien

WAHLEN
DATUM: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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dies im lauen Zuger Wahlkampf aber nicht zu spielen. 

Völlig ungefährdet schafften dann sowohl Joachim Eder als auch Peter Hegglin die
Wahl. Hegglin platzierte sich mit 24‘132 Stimmen gar knapp vor dem bisherigen
Ständerat Eder, welcher auf 23‘620 Stimmen kam. Den dritten Platz sicherte sich
erwartungsgemäss aber abgeschlagen SVP-Kandidat Manuel Brandenberg mit 10‘997
Stimmen. Auf den weiteren Rängen folgten Barbara Gysel mit 6‘612 Stimmen, Andreas
Lustenberger mit 5‘691 Stimmen und Stefan Thöni mit 1‘709 Stimmen. Trotz personeller
Änderung  konnten CVP und FDP somit ihre gemeinsame Delegation verteidigen. 5

Ständeratsersatzwahlen

In Zug erreichte beim ersten Wahlgang für den Ständerat keiner der sieben Kandidaten,
davon vier Frauen, das absolute Mehr. Der Bisherige Andreas Iten (fdp) verpasste die
Wahl allerdings nur um 94 Stimmen. Die offizielle CVP-Kandidatin Martha Hitz-Würms
erreichte den dritten Platz hinter dem auf einer bürgerlichen Liste "wild"
kandidierenden Urs B. Wyss (cvp). Für den zweiten Wahlgang wechselte die CVP deshalb
das Zugpferd und setzte auf Peter Bieri. Der Wechsel wurde von gewissen Kreisen
kritisiert, machte sich für die CVP aber bezahlt: Peter Bieri, der die Nachfolge von
Markus Kündig antritt, erzielte das zweitbeste Resultat hinter dem klar Bestplazierten
Andreas Iten. Wyss scheiterte relativ knapp. 6

WAHLEN
DATUM: 18.12.1994
EVA MÜLLER

Keine Überraschungen boten die Ständeratswahlen im Kanton Zug. Die gegenseitige
Unterstützung der beiden grossen Parteien CVP, die mit ihrem bisherigen
Standesvertreter Peter Bieri angetreten war, und FDP, die ihren Kantonsrat und
Fraktionschef Rolf Schweiger nominiert hatte, liess den beiden Mitbewerbern Urs
Bichler (sp) und Hans Durrer (svp) von Anfang an nur geringe Chancen. Schweiger wurde
mit deutlichem Vorsprung als Nachfolger von Andreas Iten gewählt. 7

WAHLEN
DATUM: 25.10.1998
URS BEER

Gleichzeitig mit den Zuger Regierungs- und Kantonsratswahlen wurden die beiden
Bisherigen Peter Bieri (cvp) und Rolf Schweiger (fdp) bestätigt. Für Bieri ist es die
dritte Amtsperiode, für Schweiger die zweite. Die beiden Herausforderer, der rot-grüne
Josef Lang und Hans Durrer von der SVP, blieben weit zurück. 8

WAHLEN
DATUM: 27.10.2002
MAGDALENA BERNATH

Wie schon 2002 wurden parallel zu den Zuger Regierungs- und Kantonsratswahlen die
beiden Bisherigen Peter Bieri (cvp) und Rolf Schweiger (fdp) in ihren Ämtern bestätigt.
Für Bieri ist es bereits die vierte, für Schweiger die dritte Amtsperiode. Der Kandidat
der Grünalternativen, Hanspeter Uster, der 16 Jahre im Regierungsrat sass, blieb ohne
Erfolg. Noch deutlicher scheiterten die Kandidatin der SP und ein Parteiloser. 9

WAHLEN
DATUM: 29.10.2006
STEPHAN SCHOENHOLTZ

Landesverteidigung

Militärorganisation

Die Finanzierung der Armee war Gegenstand mehrerer weiterer Vorstösse. Bereits im
Vorjahr wurde der Bundesrat durch die Postulate Glanzmann-Hunkeler (cvp, LU) (Po.
12.3744) und Eichenberger-Walther (fdp, AG) (Po. 12.3745) aufgefordert, aufzuzeigen,
wo beabsichtigte Kosteneinsparungen ansetzen sollten. Durch die Kurskorrektur mittels
SiK-Motion wurde dies hinfällig. Noch offen blieb eine Motion Bieri (cvp, ZG), in welcher
der Bundesrat aufgefordert wurde, die finanziellen Eckwerte der Armee anzupassen.
Diese im März 2012 eingereichte Motion ist durch zwischenzeitlich getätigte Schritte
bereits teilweise erfüllt worden. Einzig eine vom Motionär eingebrachte, neue
Finanzierungslösung für die Armee blieb Gegenstand der Diskussion. Er rief nach
Einrichtung eines permanenten Fonds, welcher durch diverse Positionen der
Armeefinanzierung (Immobilien, Rüstung, Verkauf nicht mehr benötigter Einrichtungen)
geäufnet werden soll. Dieser grundsätzliche und materielle Unterschied zur von der
Regierung vorgeschlagenen und später im Parlament genehmigten Fondsfinanzierung
der neuen Kampfflugzeuge müsse vertieft behandelt werden. Diese Debatte wurde
vorerst vertagt. Anfang 2013 wurde im Ständerat beschlossen, die Motion zu sistieren,
bis die Botschaft über die WEA vorliegen werde. 10

MOTION
DATUM: 06.03.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Zur Finanzierung der Armee stand die Behandlung einer Motion Müller Leo (cvp, LU) aus,
die den Bundesrat auffordert, eine gesetzliche Grundlage vorzuschlagen, welche einen
Zahlungsrahmen für die Armee über mehrere Jahre ermöglichen soll. Damit wurde die
oft monierte Planungssicherheit für die Armeeführung thematisiert. Im Sinne einer
Vereinheitlichung der mehrjährigen Finanzbeschlüsse analog anderer
Aufgabenbereiche, soll ein Zahlungsrahmen für z. B. vier Jahre festgelegt und jeweils
periodisch beschlossen werden. Dieses Modell soll die bis anhin jährlich gefasste
Plafondfinanzierung ablösen. Müller sprach damit eine ähnliche Lösung an, wie sie
bereits Ständerat Bieri Anfang 2012 vorgeschlagen hatte. Müller griff dieses Thema auf,
weil die im Rahmen des Konsolidierungs- und Aufgabenüberprüfungspaket (KAP)
vorgesehenen Massnahmen in der Schwebe standen, da dieses Programm von den
Räten an den Bundesrat zurückgewiesen worden war. Diese Geschäfte und die daraus
folgenden Diskussionen waren ein Ringen um eine konsensfähige Armeefinanzierung.
Der Bundesrat stand dabei zwischen der Umsetzung der vom Parlament geforderten
Rahmenbedingungen und dem ebenfalls vom Parlament evozierten Spardruck. Die
Suche nach Lösungen erwies sich in Zeiten gewichtiger Rüstungsbeschaffungen, wie
dem anstehenden Gripen-Kauf, als zäh. 11

MOTION
DATUM: 27.09.2013
MAXIMILIAN SCHUBIGER

In der Sommersession 2014 konnte der Nationalrat eine Motion Müller (cvp, LU) wieder
aufnehmen, nachdem diese im Vorjahr noch verschoben worden war. Der Motionär
verlangt vom Bundesrat, eine gesetzliche Grundlage vorzuschlagen, welche einen
Zahlungsrahmen für die Armee über mehrere Jahre ermöglichen soll. Damit sollte die
oft monierte Planungsunsicherheit für die Armeeführung thematisiert und entschärft
werden. Im Sinne einer Vereinheitlichung der mehrjährigen Finanzbeschlüsse analog
anderer Aufgabenbereiche, soll ein Zahlungsrahmen für beispielsweise vier Jahre
festgelegt und jeweils periodisch beschlossen werden. Dieses Modell soll die bis anhin
jährlich gefasste Plafondfinanzierung ablösen. 2014 präsentierte sich das Zeitfenster
etwas günstiger, da im Zuge der Weiterentwicklung der Armee (WEA) auch die
Militärgesetzrevision anstand und eine solch grundsätzliche Änderung des
Finanzierungsprimats gleich mit aufgegleist werden könnte. Die Gegenposition nahm
Nationalrat Glättli (gp, ZH) ein, welcher darauf pochte, zuerst die definitive
Beschlussfassung über die WEA abzuwarten. Verteidigungsminister Maurer signalisierte
allerdings im Plenum die Bereitschaft der Regierung, die Forderungen aus der Motion
zu erfüllen, was schliesslich zu deren Annahme mit 139 zu 39 Stimmen bei 6
Enthaltungen führte. Im Ständerat glänzte der parteilose Thomas Minder (parteilos, SH)
mit einer flammenden Rede für die Motion. Nachdem das Ansinnen bereits früher
gescheitert und auch ein ähnlicher Vorschlag aus seiner eigenen Feder nicht auf
Wohlwollen gestossen war, sei nun endlich ein positives Signal aus dem Nationalrat
gesendet worden. Man solle nun endlich für die Armee ähnliche
Finanzierungsgrundlagen schaffen, wie es für andere Bereiche längst Usus sei. Mit der
Annahme der Motion auch im Ständerat wird nun die Armeefinanzierung neu
ausgestaltet und nicht mehr über Plafonds bestimmt, sondern über einen
mehrjährigen, weniger häufig zu beschliessenden Zahlungsrahmen. Im Zuge dieser
Entscheidung wurde eine Motion Bieri (cvp, ZG) zurückgezogen, welche Grundsätzliches
über die Zukunft der Armee angehen wollte. 12

MOTION
DATUM: 19.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Ausrüstung und Beschaffung

Lors de l’élimination des divergences, le Conseil des Etats a maintenu sa position par
20 voix contre 12 malgré une minorité Bieri (pdc, ZG) qui a proposé de suivre la décision
du Conseil national sauf concernant l’enveloppe réservée aux hélicoptères qu’il
souhaite maintenir. Au Conseil national, une minorité Allemann (ps, BE) a recommandé
d’adhérer à la décision du Conseil des Etats. La chambre basse a toutefois suivi sa
commission par 115 voix contre 60 en maintenant l’enveloppe pour les hélicoptères et
en ne compensant pas l’achat prévu dans le projet 2. L’UDC, le PLR, le PDC et le PBD
ont soutenu la proposition de la majorité tandis que la gauche a souhaité limiter le
déséquilibre budgétaire. Finalement, les sénateurs se sont ralliés aux députés sur
l’ultime divergence par 22 voix contre 4 estimant que les crédits engagés ont un impact
peu important sur les crédits annuels du DDPS et que l’absence de compensation est
finalement une entorse acceptable aux règles de discipline budgétaire. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER
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Nachdem bereits im Jahr 2010 die Beschaffung neuer Kampfflugzeuge vom Bundesrat
aus budgetären Gründen verschoben wurde, kam diese Angelegenheit in Form einer
Motion der SiK des Nationalrats noch im Jahr 2010 erneut zur Sprache. Die Motion, die
eine Kampfjetbeschaffung in der Legislaturperiode 2012-2015 ermöglichen sollte,
wurde im März respektive im Juni 2011 von beiden Kammern überwiesen. Dies sorgte für
Wirbel, da damit die Sparpläne des Bundesrates teilweise zurückgebunden werden
müssen. Das Signal des Parlamentes war allerdings deutlich: Es sollten schneller neue
Flugzeuge beschafft werden. In der Detailberatung war die Stimmung aufgeheizt und
zwar nicht nur aus thematischen Gründen. Aus Versehen hatte sich der als
französischer Sprecher gemeldete Luzerner Nationalrat Pius Segmüller (cvp, LU) auf
Deutsch geäussert, was bei den frankophonen Volksvertretern grosses Unverständnis
hervorrief, weil damit unüblicherweise zwei deutschsprachige Kommissionssprecher zu
Wort kamen. Die intermediäre staatspolitische Diskussion, die dadurch hervorgerufen
wurde, dauerte allerdings nicht lange, da Ratspräsident Germanier (fdp, VS) diese rasch
unterband. Aufgrund dieses Begleitumstands enthielten sich einige Romands im
Nationalrat in der Schlussabstimmung ihrer Stimme. Trotzdem wurde die Motion mit 95
zu 69 Stimmen angenommen und dem Ständerat überwiesen. In der kleinen Kammer
wurde die Motion zusammen mit dem Armeebericht 2010 besprochen. Die Mehrheit
der SiK des Ständerates und eine der beiden Kommissionsminderheiten wollten den
Bundesrat beauftragen, bis Ende 2011 eine Botschaft für ein besonderes
Finanzierungsmodell zur Beschaffung von 22 neuen Kampfjets und die Beseitigung von
Ausrüstungslücken vorzulegen. Die Idee einer gesonderten Finanzierung stammte aus
einer Motion von Jean-René Fournier (cvp, VS) (Mo. 10.3724) aus dem Jahr 2010, die
damit in den Entwurf zur Botschaft zum Armeebericht eingearbeitet wurde. Die Voten
zum Ersatz der Tiger-Kampfflugzeuge waren kontrovers: Bruno Frick (cvp, SZ) verlangte
eine rasche Entscheidung, da die Offerten der Anbieter der Flugzeuge nur beschränkte
Gültigkeit hätten. Dagegen äusserten sich Peter Bieri (cvp, ZG) und Pankraz Freitag (fdp,
GL) eher kritisch. Bieri hielt den Auftrag an den Bundesrat für unseriös und Freitag
bezweifelte, dass es dem Bundesrat gelingen würde, bis Ende 2011 eine Botschaft mit
gesichertem Finanzierungsmodell vorzulegen. Der zuständige Bundesrat und
Departementsvorsteher Maurer erklärte, dass die Landesregierung ein
referendumsfähiges Gesetz ausarbeiten wolle, welches während zehn Jahren
Sparbeiträge für den Kauf von Kampfjets vorsehe. Gleichzeitig bekundete er die
Ablehnung des Bundesrates, sich bis 2011 in einer Botschaft dazu zu äussern. In der
Abstimmung zum Armeebericht 2010 wurde der Bundesbeschluss mit 24 zu 10 Stimmen
gemäss Vorschlag der Kommissionsmehrheit (100'000 Armeeangehörige, Kosten von 5.1
Mia. CHF und eine Sonderfinanzierung zur Beschaffung der Kampfjets) und damit
abweichend vom Entwurf des Bundesrates angenommen. In dieser Formulierung
wurden die Forderungen aus den beiden genannten Motionen in den Entwurf des
Ständerates eingearbeitet. Der Nationalrat, der den Armeebericht in der Folge ebenfalls
diskutierte, sprach sich für einen Ausgabenplafonds von 5 Mia. CHF aus. Dieses
Globalbudget sollte auch die Finanzierung der 22 neuen Kampfflugzeuge sicherstellen.
Damit sprach sich der Nationalrat gegen eine Sonderfinanzierung der Kampfjets aus.
Die Ratslinke war mit ihren Bestrebungen, das Budget zu kürzen oder zumindest bei
den vom Bundesrat vorgesehenen 4.4 Mia. CHF zu belassen, gescheitert. Die
entstandene Differenz zum Ständerat wurde im Bereinigungsverfahren diskutiert. Die
kleine Kammer hielt an ihrem Vorhaben fest, den Kauf der neuen Kampfflugzeuge über
eine referendumsfähige Sonderfinanzierung abzuwickeln. Das vom Nationalrat
beschlossene Kostendach von 5 Mia. CHF reduzierte der Ständerat auf 4 Mia. CHF. Dies
sei realistisch, da die Anbieter der Flugzeuge in den Offerten mit einem Euro
Umrechnungskurs von 1.60 CHF gerechnet hätten. Im Nationalrat wurde jedoch daran
festgehalten, die Armeeausgaben auf 5 Mia. CHF aufzustocken und die Beschaffung der
Kampfjets über das ordentliche Rüstungsbudget abzuwickeln. Damit wurde die Motion
der SiK-NR allerdings obsolet und zurückgezogen. Die Frage, ob die Bürgerinnen und
Bürger über den Kauf neuer Kampfjets entscheiden sollen, war bis zuletzt umstritten.
Die Anträge von links-grüner Seite, das Geschäft referendumsfähig zu machen, wurden
mit 98 zu 93 Stimmen abgelehnt. In der weiteren Diskussion folgte der Ständerat
schliesslich der grossen Kammer. Der Armee sollen 5 Mia. CHF zur Verfügung stehen
und über dieses Budget soll auch die Beschaffung der neuen Kampfflugzeuge
abgewickelt werden. Weil auch die kleine Kammer gegen eine Unterstellung des
Geschäftes unter ein Referendum war, fand sich eine letzte Differenz hinsichtlich des
zeitlichen Rahmens: Der Ständerat wollte den Ausgabenplafond per 2014 und nicht per
2013 erhöhen. Der Nationalrat nahm diesen Vorschlag in der Folge auf. Dass die
Stimmbevölkerung nicht in den Kaufentscheid miteinbezogen wurde, da keine
Volksabstimmung stattfinden soll, hatte auch in den Medien ein grosses Echo
hervorgerufen. Vor allem links-grüne Kreise wurden zitiert, die monierten, dass das Volk
das letzte Wort haben sollte. 14

MOTION
DATUM: 14.09.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Im März war im Ständerat die Beratung einer Motion Bieri (cvp, ZG) traktandiert. Der
Motionär forderte eine Neuevaluation einer Beschaffung von Transportflugzeugen, die
für zivile und militärische Friedenseinsätze verfügbar sein sollen. Bis spätestens 2018
solle der Bundesrat einen entsprechenden Antrag in einem der jährlichen
Rüstungsprogramme stellen. Der Vorstoss wurde mit der veränderten geopolitischen
Lageentwicklung begründet. Es sei angezeigt, dass die Schweiz neben
Transporthubschraubern auch grossräumige Flugzeuge zur Verfügung habe,
beispielsweise zur Katastrophenhilfe oder für die notfallmässige Rückführung von
Schweizer Bürgerinnen und Bürgern aus Krisengebieten. Noch 2004 hatte das
Bundesparlament einen ähnlichen Rüstungsantrag abgelehnt. 
Eine Motion Savary (sp, VD) (14.4061) "Ja zu einem Transportflugzeug für
friedensfördernde Einsätze" wurde zeitgleich im Ständerat eingereicht und zusammen
mit der Motion Bieri behandelt. Zur Veranschaulichung führte Savary einen Fall aus
Libyen an, wo eine Konfliktsituation zur Schliessung der Schweizer Botschaft führte und
das diplomatische Personal nicht mit "eigenen Mitteln" repatriiert werden konnte. Die
Evakuation hatte damals unter Mithilfe ausländischer Streitkräfte ermöglicht werden
können. Dass die Situation unbefriedigend sei, betonten beide Motionäre: sie seien
auch von der Luftwaffe selbst direkt auf den Mangel an Transportflugzeugen
hingewiesen worden. VBS Vorsteher Maurer begrüsste die Vorstösse im Grundsatz,
merkte jedoch auch an, dass im Verteidigungsdepartement entsprechende Abklärungen
bereits in Gange seien. Eine Vielzahl von Fragen, vorwiegend auf Art, Reichweite und
Grösse der Flugzeuge bezogen, liess weitere Schritte jedoch noch nicht zu. Beide
Motionen wurden im Ständerat angenommen und der Grossen Kammer zur weiteren
Beratung übergeben. 15

MOTION
DATUM: 10.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Der nationalrätlichen Plenumsdebatte zur Beschaffung von Transportflugzeugen ging
eine Sitzung der SiK voraus. Die Kommission stand nicht einstimmig hinter den
Vorstössen: Mit 16 zu fünf, respektive zu sechs Stimmen, beantragte sie zwar, die
Motionen gutzuheissen, in der Kommissionsminderheit waren jedoch mit den SVP-
Abgeordneten Bortoluzzi (svp, ZH), Fehr (svp, ZH) und Geissbühler (svp, BE) auch
bürgerliche Politiker vertreten, die normalerweise für eine starke Armee eintreten.
Deren ablehnende Haltung war indes nicht in der Sache begründet, sondern in der Art
der Finanzierung. Eine allfällige Beschaffung sollte in ihren Augen über das EDA
finanziert werden und nicht über reguläre Rüstungsprogramme, die letztlich das
Armeebudget betreffen. Weiter, so die Annahme aus der Kommissionsminderheit,
würden die meisten friedensfördernden Einsätze eben im Auftrag des
Aussendepartements erfolgen und nicht des Verteidigungsdepartements. Diese Fragen
prägten in der Folge auch die Diskussion im Rat. Nicht nur finanzielle Aspekte waren
jedoch Inhalt der Debatte, auch die Rolle der Armee und insbesondere das Ausmass der
Friedensförderung waren Streitobjekte. Es kristallisierte sich heraus, dass bürgerliche
Exponenten grundsätzlich skeptisch gegenüber Auslandeinsätzen der Armee eingestellt
waren, worunter auch Engagements im Bereich der Friedensförderung fallen. Die
Schlussabstimmungen im Nationalrat brachten dann nicht für beide Motionen das
gleiche Ergebnis. Während die Motion Savary (sp, VD) (14.4061), die im Titel explizit den
Einsatz solcher Flugzeuge für Friedensförderung nannte, mit 117 zu 57 Stimmen deutlich
abgelehnt wurde, obsiegte eine knappe Mehrheit von 89 zu 87 Stimmen (bei sechs
Enthaltungen) zugunsten der Motion Bieri (cvp, ZG).
Damit war jedoch noch nicht Schluss: Nationalrat Freysinger (svp, VS) war der Meinung,
das Resultat zur Motion Bieri sei ein zufälliges und dadurch des Parlamentes unwürdig.
Sein Ordnungsantrag auf Rückkommen auf die Abstimmung war mit 116 zu 65 Stimmen
erfolgreich. In der Wiederholung unterlag dann die Motion Bieri mit 98 zu 85 Stimmen
bei zwei Enthaltungen und wurde damit, wie die Savary-Motion, zu Fall gebracht.
Wesentlichen Beitrag dazu leisteten fünf SVP-Nationalräte, die der Motion zuerst
zugestimmt hatten. 16
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Zivildienst und Dienstverweigerung

In der Herbstsession gelangte das vom Nationalrat leicht abgeänderte Bundesgesetz
über den zivilen Ersatzdienst in die Kleine Kammer. Kommissionssprecher Eder (fdp,
ZG) eröffnete die Debatte mit den Anträgen der SiK-SR. Dort war Eintreten unbestritten
und die Beratungen führten zu einer Differenz zum Nationalratsbeschluss: Die dort aus
der Vorlage herausgestrichene Einsatzmöglichkeit im Schulwesen wurde wieder
eingefügt, was der ursprünglichen Absicht des Bundesrates entsprach. Mit 6 zu 4
Stimmen ohne Enthaltung war dieser Antrag in der Kommission gefasst worden. Die
Begründung lag in der positiven Vernehmlassung der Vorlage, bei der sich eine Mehrheit
der Kantone und Parteien für diesen Einsatzbereich ausgesprochen hatten. Die
Befürchtung, dass "Zivis" in den Schulen Unterrichtsverantwortung übernehmen und
dadurch Lehrpersonen ersetzen würden, sei unbegründet und zudem vom Bundesrat in
der Zivildienstverordnung unterbunden worden. Die Schulen würden damit auch nicht
gezwungen, "Zivis" einzusetzen. Ebenso bliebe die kantonale Schulhoheit gewährleistet,
was für die Kantonsvertreter ein wichtiges Kriterium darstellte. Noch offener Punkt war
allerdings die Regelung, wie während der Schulferienzeit mit den "Zivis" umgegangen
werden kann, respektive wie deren Einsatztage während den unterrichtsfreien Perioden
angerechnet würden. Die Ausarbeitung für eine hierzu notwendige Regelung wurde von
Bundesrat Schneider-Ammann in Aussicht gestellt. Nach einigen Ergänzungen wurde
diese Passage wieder in die Gesetzesvorlage aufgenommen.
Der Gesetzesentwurf war grossmehrheitlich unbestritten und nur vereinzelte
Bestimmungen wurden im Ständerat eingehender besprochen. Neben dem Einsatz an
Schulen wurden auch die Finanzhilfen zugunsten der Einsatzbetriebe diskutiert. Eine
Minderheit Bieri (cvp, ZG) beantragte dem Plenum, die Institutionen der
Kulturgütererhaltung (Denkmalpflege) als weitere subventionsberechtigte
Einsatzbetriebe zu berücksichtigen, nebst dem Umwelt- und Naturschutz, der
Landschaftspflege und dem Wald. Als Einsatzbereich ist die Kulturgütererhaltung
bereits vorgesehen, deren Leistungserbringer sind jedoch noch von Finanzhilfen
ausgenommen. Neben der vom Bundesrat neu eingeführten Berücksichtigung von
Waldwirtschaftsbetrieben wollte die Minderheit eben auch die Denkmalpflege
berücksichtigt wissen. Kommissionssprecher Eder (fdp, ZG) entgegnete, dass mit
lediglich 4 Prozent der Zivildiensteinsätze im Bereich der Kulturgütererhaltung das
Bedürfnis dafür nicht gegeben sei. Entsprechend hatte die Kommission das Anliegen
mit 6 zu 3 Stimmen verworfen. Darüber entfachte sich eine längere Debatte, die sich
etwas vom eigentlichen Gegenstand, den Finanzierungshilfen für Einsatzbetriebe,
entfernte: Auf einmal war die Zweckmässigkeit von Zivildiensteinsätzen im Bereich der
Kulturgütererhaltung selbst Inhalt der Voten. Abschliessend wurde diese Passage
jedoch gemäss Minderheitsantrag mit 36 zu 8 Stimmen in die Gesetzesvorlage
aufgenommen. Diese Änderung und die Wiederaufnahme der Schulen als Einsatzort
waren somit die zwei verbleibenden Differenzen, über die der Nationalrat erneut
befinden muss. Mit 38 Stimmen und 5 Enthaltungen wurde das Geschäft der grossen
Kammer überwiesen. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.09.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Wirtschaft

Landwirtschaft

Agrarpolitik

Au Conseil des Etats, de nombreux sénateurs agrariens et démocrate-chrétiens – qui
s'inquiétaient également que le projet du Conseil national puisse être interprété
comme réservant exclusivement aux paysans écologiques le versement de paiements
directs – auraient voulu renvoyer à la Chambre du peuple une proposition Bieri (pdc,
ZG) stipulant explicitement que les paiements directs pourraient être à l'avenir encore
versés pour des prestations d'intérêt public. Cependant, devant l'urgence de mettre
sous toit avant la fin de la session le contre-projet si l'on entendait l'opposer à
l'initiative populaire, le Conseil des Etats s'est rallié à une courte majorité à la version
de la grande Chambre. 18

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 14.12.1995
ALEXANDRE FÜZESSÉRY
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Le Conseil national a soutenu la décision du Conseil des Etats de l’année précédente et
a adopté par 129 voix contre 34 une motion Bieri (pdc, ZG) chargeant le gouvernement
de modifier la loi sur l’agriculture afin d’attribuer à la Confédération la tâche
d’exploiter un haras national et d’en assurer le financement. La moitié des radicaux-
libéraux et un tiers des socialistes ont rejeté la motion. 19

MOTION
DATUM: 30.05.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Tierische Produktion

En cours d’année de nombreuses interventions parlementaires ont été déposées et de
nombreuses actions organisées afin de maintenir la subvention de 7 millions de francs
au haras national d’Avenches. En effet, le Conseil fédéral a estimé, dans le cadre du
programme de consolidation des finances fédérales, que l’exploitation du haras n’est
pas une tâche clé. Malgré le dépôt d’une pétition munie de 62 000 signatures, le
Conseil fédéral a maintenu sa position et le parlement a liquidé tous les objets y
relatifs. Cependant, en décembre, le Conseil des Etats a adopté par 29 voix contre 4
une motion Bieri (pdc, ZG) chargeant le gouvernement de proposer une modification de
la loi sur l’agriculture afin d’attribuer à la Confédération la tâche d’exploiter un haras
national et d’en assurer durablement le financement. Elle demande donc que seuls les
services bénéficiant à la communauté soient financés par la Confédération. 20

MOTION
DATUM: 01.12.2010
SÉBASTIEN SCHNYDER

Die beiden Kammern beschäftigten sich im Berichtsjahr mit zwei Standesinitiativen der
Kantone Jura und Waadt, welche den Betrieb eines Nationalgestütes durch den Bund
gesetzlich verankern wollten. Beide wurden von den behandelnden Räten unter Verweis
auf die Motion Bieri (cvp, ZG) abgelehnt, dank welcher dieses Ansinnen bereits 2011 im
Landwirtschaftsgesetz verankert worden sei. Die Initiative des Kantons Jura (Kt.10.336)
wurde damit endgültig abgeschrieben, während diejenige des Waadts am Ende des
Berichtsjahres noch auf Antwort aus dem Nationalrat wartete. 21

STANDESINITIATIVE
DATUM: 12.12.2012
JOHANNA KÜNZLER

Im Berichtsjahr lehnte die grosse Kammer eine Standesinitiative Waadt ab, welche die
Weiterführung des Nationalgestüts zum Ziel hatte. Das Anliegen war bereits 2011 durch
eine Motion Bieri aufgenommen worden, wodurch die Standesinitiative redundant
geworden war. 22

STANDESINITIATIVE
DATUM: 17.04.2013
JOHANNA KÜNZLER

Öffentliche Finanzen

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

In der Parlamentsdebatte zum Entlastungsprogramm 2003 am umstrittensten waren
der Fürsorgestopp im Asylwesen (die einzige grundlegende Systemänderung), das
Ausgabenwachstum im Bildungsbereich, die Finanzierung der Eisenbahngrossprojekte,
die Kürzungen bei EnergieSchweiz und das Impulsprogramm für Kinderkrippen. In der
Herbstsession nahm der Ständerat die Beratungen in Angriff. Er lehnte einen
Rückweisungsantrag Gentil (sp, JU) ab, der die Einsparungen auf 2 Mia Fr. begrenzen
und auf Massnahmen verzichten wollte, welche eine blosse Lastenverschiebung auf die
Kantone und Gemeinden darstellten. In der Detailberatung folgte der Rat in den
meisten Fällen den Vorgaben des Bundesrates und den Anträgen der vorberatenden
Spezialkommission; diese hatte zwar einige Akzentverschiebungen vorgenommen, das
Entlastungsziel von 3,3 Mia Fr. insgesamt aber eingehalten. Auf Antrag des Bundesrates
entschied die kleine Kammer, dass Asylsuchende, auf deren Gesuch nicht eingetreten
wird, kein Recht mehr auf Sozialleistungen haben, sondern nur noch auf die
verfassungsmässig verankerte Nothilfe, falls sie darum ersuchen. Stärker als der
Bundesrat kürzte der Ständerat die Ausgaben im Umweltbereich (zusätzliche
Einsparungen von 18 Mio Fr., dazu 11 Mio Fr. beim BUWAL) und im Personalbereich
(zusätzlich 48 Mio Fr.). Im Bereich Bildung, Forschung und Technologie (BFT) beschloss
der Rat hingegen Mindereinsparungen von 50 Mio Fr., was ein jährliches Wachstum von
4,75% statt der vom Bundesrat beantragten 4,5% zur Folge hat. Geschont wurde auch
die Forstwirtschaft (-21 Mio) sowie das Programm EnergieSchweiz (-20 Mio). Mit 20:19
Stimmen lehnte der Ständerat einen Antrag Hess (fdp, OW) ab, welcher eine
Energielenkungsabgabe einführen wollte. Kommission und Bundesrat argumentierten
erfolgreich, es entspreche nicht der Idee des EP 03, neue Steuern und Abgaben
einzuführen, das Volk habe eine solche Förderabgabe deutlich verworfen; schliesslich
solle dieses komplexe Problem nicht im Rahmen der Entlastungsvorlage behandelt

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.09.2003
MAGDALENA BERNATH
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werden. Beim Strassenbau beschloss der Rat, die Beiträge an die Kantone um 60 Mio Fr.
weniger zu kürzen. Ganz knapp scheiterte in diesem Kontext ein Antrag Marty (fdp, TI),
der die Investitionen in den Strassenbau und Strassenunterhalt von jeder Kürzung
ausnehmen und zum Ausgleich die Mineralölsteuer um drei Rappen pro Liter erhöhen
wollte. Weitere Zugeständnisse machte die kleine Kammer auch bei der Landwirtschaft,
indem sie mit 21:19 Stimmen einen Antrag Bieri (cvp, ZG) unterstützte, das
Ausgabenwachstum bei den Direktzahlungen nicht nur im Sinne der
Kommissionsmehrheit zu halbieren, sondern ganz von der Sparübung auszunehmen.
Beim Parlamentsressourcengesetz folgte der Rat der Kommissionsminderheit und
beschloss, die jährlichen Entschädigungen pro Parlamentarier um 3000 Fr. zu kürzen.
In der Gesamtabstimmung wurde das Entlastungsprogramm lediglich von der SP
abgelehnt und mit 26:6 Stimmen angenommen. 23

Finanzausgleich

Im März 2015 nahm sich der Ständerat ein zweites Mal dem Thema des Finanzausgleichs
für die Beitragsperiode 2016-2019 an. Im Unterschied zum Lastenausgleich, bei dem
National- und Ständerat dem bundesrätlichen Vorschlag, im Vergleich zur Vorperiode
weder an der Gesamtdotierung noch an der Verteilungslogik etwas zu ändern, gefolgt
waren, bestand beim Ressourcenausgleich eine gewichtige Differenz. Während die
grosse Kammer wie der Bundesrat in den kommenden vier Jahren CHF 330 Mio.
weniger umverteilen wollte, hatten sich in der ersten ständerätlichen Lesung die
Nehmerkantone durchgesetzt. Daran änderte sich auch in der zweiten Lesung nichts.
Eine Minderheit Bieri (cvp, ZG), die auf die Linie von National- und Bundesrat
umschwenken und CHF 330 Mio. weniger ausgeben wollte, unterlag dem
Mehrheitsvorschlag der Finanzkommission (FK-SR) bei 1 Enthaltung mit 16 zu 27
Stimmen. Zuvor hatte bereits eine Minderheit Theiler (fdp, LU), die im Sinne eines
Kompromissvorschlages über eine Erstreckung der Berechnungsfrist von vier auf acht
Jahre annähernd eine Halbierung der Beitragsanpassungen erreichen wollte, mit 15 zu
28 Stimmen den Kürzeren gegen den Mehrheitsantrag gezogen. Damit ging die Vorlage
zurück in den Nationalrat, der sich in der Sommersession 2015 ein zweites Mal damit
beschäftigte. Die Finanzkommission des Nationalrats (FK-NR) sprach sich dabei erneut
für den Vorschlag des Bundesrates aus und setzte sich damit mit 103 zu 87 Stimmen bei
1 Enthaltung gegen eine Minderheit Siegenthaler (bdp, BE) durch, die die Kürzungen der
Grundbeiträge von Bund und Geberkantonen – ohne eine Anpassung der
Berechnungsfrist – exakt halbieren wollte. Kurz vor der drohenden Einigungskonferenz
kam dann Bewegung in die Fronten. Die FK-SR schlug analog zum Antrag von Nationalrat
Siegenthaler eine Senkung der Gesamtdotierung um CHF 165 Mio. vor und setzte sich
damit gegen eine neuerliche Minderheit Bieri mit 30 zu 14 Stimmen durch. Mit
Ausnahme von Basel-Stadt und der Waadt stimmten nur Nehmerkantone dem
Kompromiss zu. Die FK-NR wollte indes nichts von einem Kompromiss wissen und
empfahl der grossen Kammer auch vor deren dritten Lesung, dem bundesrätlichen
Vorschlag zu folgen. Doch diesmal folgte eine Mehrheit der grossen Kammer der
Minderheit Siegenthaler: Mit 107 zu 87 Stimmen bei 3 Enthaltungen bereinigte der
Nationalrat damit die Differenz. Die Fronten verliefen wie bereits in den vorangegangen
Abstimmungen quer durch die Parteien. Durch den Kompromiss wird die
Gesamtdotierung des Ressourcenausgleichs um CHF 165 Mio. pro Jahr gesenkt. Die
Geberkantone werden dabei jährlich um CHF 67 Mio., der Bund um CHF 98 Mio.
entlastet. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.06.2015
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum
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Energie

Kernenergie

Au printemps, le chef du DETEC, Moritz Leuenberger, a nommé le comité consultatif
indépendant de six membres chargé du suivi de la procédure de sélection. Placé sous la
présidence du conseiller aux Etats Peter Bieri (pdc, ZG), le comité est également
composé du président directeur général d’Axpo, d’un professeur de géologie, du
président de la commission fédérale pour la protection de la nature et du paysage,
d’une représentante du conseil suisse des activités de jeunesse et d’une théologienne
et biologiste. Les organisations de protection de l’environnement ont refusé d’y
participer, dénonçant un comité alibi. Le rôle consultatif du comité consiste à suivre la
procédure de sélection afin de détecter les risques de conflits suffisamment tôt et
d’élaborer des solutions. À cet égard, Peter Bieri a exprimé le souhait que le comité
établisse des échanges directs avec les régions concernées afin de transmettre leurs
préoccupations au Conseil fédéral. 25

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.05.2009
NICOLAS FREYMOND

Verkehr und Kommunikation

Verkehrspolitik

Sur préavis favorable du Conseil fédéral, la chambre des cantons a adopté tacitement
un postulat Bieri (pdc, ZG) chargeant le gouvernement d’étudier les moyens d’améliorer
la transparence du système de prix des transports publics et la possibilité d’instaurer
une billetterie électronique. 26

POSTULAT
DATUM: 16.12.2010
NICOLAS FREYMOND

Ein von Ständerat Bieri (cvp, ZG) im März 2014 eingereichtes Postulat verlangte vom
Bundesrat, in seiner Botschaft zur Volksinitiative „Für eine faire Verkehrsfinanzierung“
(Milchkuh-Initiative) aufzuzeigen, wie die bei Annahme der Initiative wegfallenden
Mittel eingespart oder ersetzt werden könnten. Das Postulat wurde am 3. Juni 2014 im
Ständerat angenommen. 27

POSTULAT
DATUM: 03.06.2014
NIKLAUS BIERI

In seiner Botschaft vom 19. November beantragte der Bundesrat dem Parlament,  die
Volksinitiative „Für eine faire Verkehrsfinanzierung“ (Milchkuh-Initiative) Volk und
Ständen zur Ablehnung zu empfehlen. Zudem beantragte der Bundesrat, das Postulat
Bieri (cvp, ZG) abzuschreiben: In Erfüllung des Postulates hielt der Bundesrat fest, dass
es im Falle der Annahme der Initiative zu Einsparungen in den Bereichen
Landesverteidigung, Bildung und Forschung, Verkehr, Landwirtschaft und weiteren
Bereichen im Umfang von CHF 1.5 Mia. kommen würde. Die Botschaft des Bundesrates
wurde 2014 im Parlament nicht mehr behandelt. 28

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 19.11.2014
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

En dépit des protestations de la gauche et des Verts, le Conseil des Etats s’est rangé
derrière sa Commission des transports et le Conseil national en soutenant par 30 voix
contre 6 le contre-projet à l’initiative Avanti et en rejetant l’initiative. Les propositions
de Bieri (pdc, ZG) – freiner le percement du deuxième tube au Gothard – et de
Inderkum (pdc, UR) – référendum portant uniquement sur un deuxième tube au
Gothard – ont été écartées. Le texte des Etats était toutefois plus restrictif que celui du
National. Les sénateurs ont renoncé à accorder la priorité à des voies à six pistes sur les
tronçons d’autoroute Genève-Lausanne et Berne-Zurich, lui préférant l’achèvement du
réseau des routes nationales. Ils ont en revanche accepté d’assouplir l’article sur la
protection des Alpes pour inscrire dans la Constitution la construction d’un second
tunnel au Gothard; la zone est cependant raccourcie à Amsteg-Airolo au lieu de
Erstfeld-Airolo. Ce percement s’accompagne toutefois de la condition de prendre en
compte le transfert du trafic des marchandises de la route sur le rail. A l’instar du
Conseil national, les sénateurs ont soutenu les mesures ciblées du Conseil fédéral sur le
trafic d’agglomération et la création d’un fonds autonome pour financer ces dépenses.
Le Conseil des Etats a demandé au Conseil fédéral de présenter un programme un an
après le scrutin, au cas où le projet obtiendrait l’aval du peuple et des cantons. Il
concernerait l’achèvement de la construction du réseau routier, l’amélioration de la
capacité du réseau des routes nationales et les contributions destinées aux
infrastructures dans les agglomérations. Une des différences principales avec le droit

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE
DATUM: 18.10.2003
PHILIPPE BERCLAZ
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en vigueur serait que c’est au parlement, et non plus à l’administration, qu’il reviendrait
de fixer les priorités sur les travaux à mener et les moyens à y consacrer. Celui-ci
définirait un programme tous les quatre ans. Appelé à aplanir les divergences, le
Conseil national s’est rallié pour l’essentiel à la version du Conseil des Etats. Il a ainsi
renoncé à énumérer les tronçons qui devraient être élargis. Seule Amsteg-Airolo, la
route du Gothard, demeurait citée dans le contre-projet. Très satisfaits par le contre-
projet élaboré par le parlement, l’initiative Avanti a été retirée par ses auteurs. 29

Le Conseil des Etats a largement suivi le Conseil national, sauf sur la question de la
privatisation du contrôle et de la poursuite pénale. Les sénateurs ont en effet privilégié
la version du Conseil fédéral après que Peter Bieri (pdc, ZG), président de la CTT-CE, a
rappelé que le projet gouvernemental visait à permettre aux services douaniers de
recourir aux compétences d’entreprises spécialisées, tout en conservant leur fonction
de surveillance et leur pouvoir réglementaire. La chambre des cantons a approuvé le
projet sans opposition. Lors de la session d’hiver, les deux chambres ne sont pas
parvenues à éliminer cette unique divergence, confirmant leur décision antérieure
respectivement par 89 voix contre 65 et par 28 voix contre 11. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Eisenbahn

Suite au refus du Conseil national de couper CHF 500 millions dans le fonds destiné à la
lutte contre les nuisances sonores générées par le trafic ferroviaire, le Conseil des
Etats a adopté tacitement une motion Bieri (pdc, ZG) chargeant le Conseil fédéral de
réexaminer la question des mesures antibruit dans le cadre de l’élaboration du message
Rail 2030. Le gouvernement doit notamment évaluer l’efficacité des mesures réalisées
et étudier l’opportunité d’actions supplémentaires. 31

MOTION
DATUM: 11.06.2009
NICOLAS FREYMOND

À la suite du Conseil des Etats l’année précédente, le Conseil national a adopté, par 96
voix contre 45, la motion Bieri (pdc, ZG) chargeant le Conseil fédéral de réexaminer les
mesures de lutte contre les nuisances sonores générées par le trafic ferroviaire et, le
cas échéant, d’en proposer d’autres à titre complémentaire dans le cadre de
l’élaboration du message Rail 2030. 32

MOTION
DATUM: 08.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Agglomerationsverkehr, öffentlicher Verkehr

Suite à l’approbation par les Chambres, en 2006, de la création du fonds
d’infrastructure pour le trafic d’agglomération et le réseau des routes nationales, le
Conseil des Etats a estimé que les objectifs visés par les initiatives Hofmann (udc, ZH)
(01.464) et Bieri (pdc, ZG) (04.403) étaient remplis et donc décidé de classer la
première et de ne pas donner suite à la seconde. Pour les mêmes motifs, le Conseil
national a pour sa part décidé de ne pas donner suite aux motions Pfisterer (prd, AG)
(04.3062) et Fluri (prd, SO) (04.3168), déposées suite à l’échec du contre-projet à
l’initiative populaire Avanti, en 2004. Le Conseil national a en outre rejeté une motion
Freysinger (udc, VS) (05.3632) exigeant une révision de l’article 86 alinéa 3 de la
Constitution afin d’affecter l’intégralité du produit de l’impôt sur les huiles minérales à
l’entretien, la construction et l’exploitation des routes nationales. L’achèvement des
routes nationales étant un objectif prioritaire du fonds d’infrastructure, la majorité a
estimé que la demande du motionnaire était satisfaite et la mesure proposée
superflue. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.10.2007
NICOLAS FREYMOND
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Post und Telekommunikation

Lors de la session d’automne, la CTT-CE a déposé une motion contraignant le
gouvernement à revenir sur sa décision et à la soumettre à l’Assemblée fédérale sous la
forme d’un projet de révision de la LPO (loi sur la poste). Après avoir invoqué la
compétence que lui confère la LPO en cette matière, le Conseil fédéral a réaffirmé que
cet abaissement de la limite du monopole ne menaçait pas le financement du service
universel, rappelant les résultats de l’étude commandée par ses soins l’année
précédente. En plénum, le président de la CTT-CE, Peter Bieri (pdc, ZG), a précisé que
la motion ne remettait pas en cause la libéralisation du marché postal, mais exigeait
seulement que cette décision importante soit prise par le parlement et s’inscrive dans
une discussion sur les conditions cadres fixées par la LPO. Par 20 voix contre 15, les
sénateurs se sont ralliés à la position de principe de leur CTT. 34

MOTION
DATUM: 16.12.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sport

Ende April verabschiedete der Bundesrat den Entwurf zu einem Bundesbeschluss über
Finanzhilfen an Sportanlagen von nationaler Bedeutung (Nasak). Er beantragte dem
Parlament, bis ins Jahr 2005 80 Mio Fr. in die wichtigsten Sportarenen zu investieren.
Im Vordergrund steht der Neubau der Stadien Wankdorf in Bern, St. Jakob in Basel und
de la Praille in Genf. Zudem sollen die Sportplätze Pontaise in Lausanne und Letzigrund
in Zürich ausgebaut werden. Weiter sollen ein neues polysportives Hallenvelodrom, ein
neues Trainingszentrum Ostschweiz, ein neues nationales Schwimmzentrum, die
Erweiterung des Eissportzentrums Davos, der Neubau einer Skisprung-Schanzenanlage
und diverse Schneesportprojekte unterstützt werden. Wie die Botschaft ausführte, wird
das zentrale Auswahlkriterium der Bedarfsnachweis der betreffenden nationalen
Sportverbände sein sowie dessen Verifizierung durch die Eidgenössische Sportschule
Magglingen.

Die kleine Kammer behandelte die Vorlage als Erstrat. Eintreten war unbestritten. Der
Sprecher der Kommission betonte, die Erneuerung der grossen Sportstätten sei
dringend nötig, da die Schweiz sonst im internationalen Vergleich in die zweite Liga
absteigen würde. In der Detailberatung scheiterte ein Antrag Jenny (svp, GL), der mehr
Mittel für regionale Anlagen bereitstellen wollte. Angenommen wurde hingegen ein
Antrag Merz (fdp, AR) für ein polysportives Zentrum Ostschweiz sowie ein Antrag Bieri
(cvp, ZG), wonach auch die Eigentümer und Benutzer der Stadien zur Finanzierung und
zum langfristigen Unterhalt der Anlagen beizutragen haben. 

Der Nationalrat zeigte sich in dieser Frage ebenso spendierfreudig wie der Ständerat.
Ein Nichteintretensantrag von von Felten (sp, BS), die befand, es sei absurd, dem Bund
in Zeiten der eingeschränkten Finanzmittel neue Aufgaben aufzubürden, hatte keine
Chancen, gleich wie auch ein Rückweisungsantrag Bircher (cvp, AG), der das Geschäft
so lange verschieben wollte, bis das Haushaltziel erreicht ist. Die meisten Redner
stellten nur rhetorisch die Frage, ob eine neue Subvention opportun sei. Sparen sei
zwar angesagt, aber neue Finanzhilfen dürften nicht abgeschmettert werden, erklärte
etwa Föhn (svp, SZ). Und Hochreutener (cvp, BE) meinte, ohne Spitzensport gebe es
keinen Breitensport, und der Spitzensport brauche neue Impulse. Mit 120 zu 21
Stimmen wurde die Vorlage deutlich angenommen. 

Eine Differenz zum Ständerat blieb aber bestehen. Die grosse Kammer befand mit
knapper Mehrheit, die Einbindung der Eigentümer und Benutzer der Stadien sei
eigentlich selbstverständlich und gehöre deshalb nicht explizit ins Gesetz. Der
Ständerat beharrte aber auf seinem ersten Entscheid. Angeführt von Loretan (fdp, AG)
meinte er, die Vorlage sei in der Bevölkerung durchaus nicht unbestritten; der Bund
schiesse hier 80 Mio Fr. ein, und zwar auch zugunsten von Sportclubs, die grösstenteils
aus eigenem Verschulden konkursreif seien. Um das Gesamtvorhaben nicht zu
gefährden, schloss sich der Nationalrat in der zweiten Lesung oppositionslos an. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1998
MARIANNE BENTELI
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Im November setzte der Bundesrat eine Massnahme des Entlastungsprogramms 03 um
und strich seinen allgemeinen Förderbeitrag an die kantonalen Jugend- und Sportämter
in der Höhe von rund 5 Mio Fr.; er kündigte an, im Rahmen des EP 04 noch einmal 2,5
Mio Fr. einsparen zu wollen. Im Voranschlag 2004 beantragte er eine Kürzung der
Gelder für Jugend + Sport um weitere 1,5 Mio Fr., da ja neuerdings Gelder aus dem
Tabakpräventionsfonds in die Sportförderung fliessen. Gegen diesen Plan formierte
sich parlamentarischer Widerstand. Viele Abgeordnete stiessen sich an den Kürzungen,
die zeitlich mit dem UNO-Jahr des Sports korrelieren. Dieses war wenige Tage zuvor in
New York lanciert worden und basiert im Wesentlichen auf einer Initiative von alt
Bundesrat Ogi. Im Nationalrat erreichte Humbel Näf (cvp, AG) mit 103 zu 59 Stimmen
den Verzicht auf die Kürzung. Im Ständerat wurde ein ähnlicher Antrag Bieri (cvp, ZG),
der allerdings die Subvention nur um 1 Mio Fr. anheben wollte, was den der Pro Helvetia
gestrichenen Mitteln entsprochen hätte, abgelehnt. Mit 104 zu 63 Stimmen beharrte der
Nationalrat auf seinem ersten Entscheid. Auch der Ständerat war nicht zum Nachgeben
bereit: mit 27 zu 11 Stimmen blieb er beim Entwurf des Bundesrates, worauf die grosse
Kammer ihre Haltung mit 114 zu 65 Stimmen bekräftigte. Die Einigungskonferenz wollte
dem Nationalrat zustimmen. Ihr Antrag scheiterte jedoch in beiden Kammern, womit es
bei der vom Bundesrat vorgeschlagenen Kürzung blieb. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.11.2004
MARIANNE BENTELI

Mitte 2014 behandelte der Nationalrat eine im Vorjahr eingereichte Motion de Buman
(cvp, FR) zur Lancierung und Umsetzung einer Schneesportoffensive. Damit sollte der
Bundesrat beauftragt werden, dem Parlament ein Massnahmenpaket zu unterbreiten,
das den Anteil der Bevölkerung, der Schneesport treibt, nachhaltig steigern soll. Einige
Vorschläge wurden vom Motionär, seinerseits Präsident des Verbandes Seilbahnen
Schweiz, gleich mitgeschickt: die Gründung einer Dienststelle zur Durchsetzung und
Koordination der Massnahmen; die Definition der ersten Schulferienwoche des Jahres
als Sportwoche; die Einrichtung einer obligatorischen Schneesportwoche für
Schülerinnen und Schüler der 5. und der 9. Klasse; ausgebaute
Finanzierungsmöglichkeiten für Schneesportlager und grosszügigere Unterstützung
durch das Programm Jugend + Sport sowie die Schaffung mindestens dreier
Bundeszentren für Wintersport. Begründet wurde der Vorstoss hauptsächlich mit
sportlichen Ansprüchen, jedoch auch mit Sorgen der Tourismusbranche. Diese
befürchtete einen Gästerückgang, wenn immer weniger Jugendliche Interesse an
Schneesportarten hätten. Neben den touristischen Anstrengungen der Wintersportorte
solle daher die Regierung mithelfen, entsprechende Rahmenbedingungen zu schaffen,
um den Zugang zum Schneesport zu erleichtern. Zusätzlich solle sie eine Antriebs- und
Koordinationsfunktion übernehmen. Der Bundesrat zeigte in seiner Stellungnahme
Verständnis für das Anliegen und betonte, dass er um die Bedeutung des Wintersports,
sowohl aus sportlicher wie auch aus wirtschaftlicher Sicht, wisse. Jedoch ziele die
Motion vorwiegend auf kantonale oder gar kommunale Zuständigkeiten, bei welchen der
Bundesrat nicht Einfluss nehmen könne. Beim Thema Schneesportzentrum wurde auf
die laufende Standortevaluation für ein ebensolches verwiesen. Der Bundesrat
beantragte also dem Parlament die Ablehnung der Motion. Der Nationalrat beschloss
jedoch anders, indem er das Anliegen durchwinkte. Mit 83 zu 76 Stimmen bei 25
Enthaltungen fiel die Abstimmung recht knapp aus, wobei Mitte-links unterlag.
Mehr Diskussionsbedarf sah der Ständerat, der das Geschäft Ende Jahr behandelte.
Kommissionssprecherin Savary (sp, VD) beantragte namens der vorberatenden WBK
Ablehnung. Mit 7 zu 0 Stimmen war das Verdikt in diesem Gremium deutlich
ausgefallen. Begründet wurde es mit den Argumenten des Bundesrats: Vermischung der
Kompetenzen und bereits laufende Anstrengungen. Einen anderen Antrag stellte Hans
Hess (fdp, OW), der selbst Präsident einer Bergbahn ist. Er wollte die Motion
unterstützen und bediente sich dabei betriebswirtschaftlicher Argumente. In puncto
Intervention bei laufenden Projekten sah er keine Nachteile, sondern viel eher ein
Signal zur Unterstützung der Bemühungen des VBS. Als Brückenbauerin verstand sich
Pascale Bruderer Wyss (sp, AG), die eine Promotion des Wintersports generell
befürwortete. Ihr Antrag lautete auf Annahme der Punkte 1 (Gründung einer
Dienststelle) und 4 (Finanzierung Schneesportlager sowie mehr Mittel für J+S) der
Motion, um dem Anliegen in einer differenzierten Art und Weise zu begegnen. Damit
sollte ein massvolles, aber positives Zeichen gesetzt werden. Kommissionsmitglied Anita
Fetz (sp, BS) präzisierte derweil die Beweggründe der WBK, die Motion abzulehnen. Dies
sei nicht Ausdruck einer negativen Grundhaltung gewesen, sondern vor allem eine
Anerkennung der bereits laufenden Projekte. Es sei nicht nötig, nochmals eine ähnliche
Motion durchzubringen. Die Diskussion wurde schliesslich durch den Zuger Ständerat
Peter Bieri (cvp, ZG) beendet: Er schlug vor, die Motion nochmals in der WBK zu
thematisieren und beantragte daher deren Rückweisung. Nach einigen weiteren
Wortmeldungen wurde dem Ordnungsantrag mit 21 zu 17 Stimmen zugestimmt. Das

MOTION
DATUM: 19.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Geschäft blieb damit bis auf Weiteres hängig. 37

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Um das in letzter Zeit etwas ramponierte Vertrauen der Bevölkerung in die AHV wieder
neu zu beleben, überwies der Ständerat eine Empfehlung Bieri (cvp, ZG), die den
Bundesrat auffordert, im Jubiläumsjahr 1998 (150 Jahre Bundesstaat und 50 Jahre
Bestehen der AHV) eine nationale AHV-Kampagne zu lancieren, welche die landesweite
Bedeutung der AHV darstellen und die Idee der Solidarität zwischen den Generationen
im Bewusstsein der Bevölkerung vertiefen soll. 38

ANDERES
DATUM: 18.03.1997
MARIANNE BENTELI

Arbeitslosenversicherung (ALV)

Mit einer Motion verlangte Ständerat Bieri (cvp, ZG), dass das
Arbeitslosenversicherungsgesetz (Avig) so zu ändern sei, dass Militärdienstleistenden
zwischen zwei in kurzer Zeit aufeinanderfolgenden Beförderungsdiensten bei
Arbeitslosigkeit eine Entschädigung ausbezahlt werden kann. Bundesrat Delamuraz
meinte, dies sei kein gangbarer Weg, denn damit würde ein wesentlicher Pfeiler des
Systems, nämlich der Grundsatz der Vermittlungsfähigkeit zum Bezug der Leistungen,
herausgebrochen. Er erklärte sich hingegen bereit, das Problem zu prüfen und
beantragte Umwandlung in ein Postulat. Der Rat hielt aber mit 15 zu 12 Stimmen an der
verbindlichen Form fest. 39

MOTION
DATUM: 17.03.1998
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Bildung und Forschung

Auch der Ständerat begrüsste die Bildungsverfassung und beschloss ohne
Gegenstimme Eintreten. Namens der für den Hochschulartikel zuständigen
Subkommission erklärte Bieri (cvp, ZG), dass die kantonalen Universitäten, die ETH und
die Fachhochschulen künftig auf der gleichen Verfassungsgrundlage basierten und
unter Berücksichtigung ihrer unterschiedlichen Zielsetzungen und Trägerschaften
gleich behandelt würden. Ihre Steuerung erfolge primär über eine partnerschaftliche
Kooperation unter den verschiedenen Hochschulträgern und über eine umfassende
Koordination von Bund und Kantonen durch ein gemeinsames Lenkungsorgan. In der
Detailberatung stimmte die kleine Kammer einer von ihrer WBK vorgeschlagenen
Präzisierung der von Nationalrat Triponez (fdp, BE) eingebrachten Ergänzung zur
Gleichwertigkeit der verschiedenen Bildungswege zu und billigte die Vorlage in der
Gesamtabstimmung mit 32:0 Stimmen. In zweiter Lesung schloss sich die grosse
Kammer dieser Umformulierung diskussionslos an. Die Räte verabschiedeten den
Bildungsrahmenartikel in der Schlussabstimmung mit 176:3 Stimmen bei 7 Enthaltungen
(Nationalrat) und 44:1 Stimmen (Ständerat). 40

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.12.2005
MAGDALENA BERNATH

Mittelschulen

Der Ständerat überwies ein Postulat Bieri (cvp, ZG) für eine gesamtschweizerische
Evaluation der Maturitätsreform. Die Reform von 1995 habe einen ausserordentlichen
Reformschub ausgelöst. Um dessen Auswirkungen überprüfen sowie die Tauglichkeit
und Qualität aller neuen Massnahmen hinterfragen bzw. Vorschläge für allfällige
Verbesserungen machen zu können, sei eine breit angelegte Evaluation nötig. Diese
müsse sowohl Bund als auch Kantone, Schüler- und Lehrerschaft sowie die
Universitäten miteinbeziehen. 41

POSTULAT
DATUM: 19.03.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Berufsbildung

Diskussionslos wurde eine Motion der nationalrätlichen WBK von der grossen Kammer
abgelehnt, welche Weiterbildungsmodule und Know-how-Zertifizierungen in den
Berufen der Informations- und Kommunikationstechnologien (ICT) verlangt hatte.
Kommissionssprecher Bieri (cvp, ZG) begründete die Ablehnung mit der veränderten
Marktlage und mit der Tatsache, dass das BBG diesbezüglich bessere Lösungen biete. 42

MOTION
DATUM: 06.03.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

Hochschulen

Beide Räte überwiesen eine Motion Bieri (cvp, ZG), mit welcher eine Teilrevision des
FHS-Gesetzes (FHSG) zur raschen Unterstellung der FHS in den Bereichen soziale
Arbeit, Gesundheit, Musik und Kunst unter die eidgenössische Gesetzgebung gefordert
wird. Für die Schaffung einer Westschweizer FHS für Gesundheit und soziale Arbeit
unterzeichneten zu Beginn des Berichtsjahres die zuständigen Regierungsvertreter der
französisch- und zweisprachigen Kantone eine interkantonale Vereinbarung. Die
geplante FHS, über welche nun die kantonalen Parlamenten zu verhandeln haben, soll
Ende 2002 an 18 Schulstandorten ihre Arbeit aufnehmen. 43

MOTION
DATUM: 12.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Ein Postulat Bieri (cvp, ZG) beschäftigte sich mit der vergleichsweise tiefen Quote an
eigenem Wissenschaftsnachwuchs an Schweizer Universitäten. Dieser ist halb so hoch
wie an skandinavischen Hochschulen. Der Ständerat nahm das Postulat in der
Sommersession an. Es fordert den Bundesrat dazu auf, im Rahmen der BFI-Botschaft
2013–2016 zu prüfen, mit welchen Strukturmassnahmen die Attraktivität der Schweizer
Hochschulen für eigene Forschungskräfte gesteigert werden könnte um den Anteil der
Schweizer Forschenden am universitären Mittelbau landesweit zu erhöhen. 44

POSTULAT
DATUM: 14.06.2011
SUZANNE SCHÄR

Forschung

Im Sommer 2001 kam es zur Beratung der Gen-Lex im Ständerat. Die von der WBK des
Ständerates verabschiedete Vorlage für ein Bundesgesetz über die Gentechnik im
Ausserhumanbereich (Gentechnikgesetz, GTG) sah anstelle der vom Bundesrat
vorgeschlagenen Teilrevision des Umweltschutzgesetzes die Schaffung eines separaten
Gesetzes vor, das die Anwendung der Gentechnologie bei Mikroorganismen, Pflanzen
und Tieren regelt. Statt eines Moratoriums für die kommerzielle Anwendung von
gentechnisch veränderten Organismen (GVO) in der Landwirtschaft wünschte die
Kommissionsmehrheit in Übereinstimmung mit dem Bundesrat ein strenges
Bewilligungsverfahren; lediglich für Nutztiere sollte ein zehnjähriges Moratorium
eingeführt werden. Die Kommissionsminderheit forderte hingegen auch für die
kommerzielle Nutzung gentechnisch veränderter Pflanzen und Mikroorganismen ein bis
in das Jahr 2009 geltendes Moratorium. Zulässig bleiben sollten Freisetzungsversuche
zu Forschungszwecken. Vor dem Hintergrund der Ablehnung der Genschutz-Initiative
im Jahre 1998, aber auch im Wissen um die in der Bevölkerung verbreitete Skepsis
gegenüber GVO insbesondere im Lebensmittelbereich verzichtete die kleine Kammer
auf eine emotionale Grundsatzdebatte und sprach sich grundsätzlich für die Gen-Lex
aus. Sie stimmte einer Haftpflichtregelung mit einer Verjährungsfrist von 30 Jahren zu,
fügte jedoch eine Ausnahmebestimmung für Medikamente mit GVO ein. Diese hebt die
strengere Regelung auf, wenn Patientinnen und Patienten über die Risiken solcher
Medikamente informiert wurden und dennoch in eine Behandlung einwilligten. Im
weiteren überwies der Ständerat eine Empfehlung seiner WBK, welche den Bundesrat
auffordert, den im Gentechnikgesetz eingeführten Begriff „bestimmungsgemässe
Verwendung in der Umwelt“ auf Verordnungsstufe zu präzisieren. In der umstrittenen
Moratoriumsfrage, ob mit der Freisetzung von GVO allenfalls einige Jahre zugewartet
werden sollte, bis die Risiken besser abschätzbar sind, lehnte der Ständerat ein
Moratorium grundsätzlich ab, sei das Gesetz doch streng genug, um Risiken zu
limitieren. Ein Antrag Bieri (cvp, ZG) auf ein Teilmoratorium, das nur für den
kommerziellen Anbau von gentechnisch veränderten Pflanzen, nicht aber für
wissenschaftliche Feldversuche gelten soll, fand keine Zustimmung. Im Herbst nahm
der Ständerat die Vorlage einstimmig an. Landwirtschaft-, Konsumenten- und
Umweltschutzorganisationen kündigten an, sich weiterhin für ein Moratorium
einzusetzen; die Grünen drohten mit dem Referendum. Zum Auftakt der Session hatten
Umweltorganisationen dem Ständerat eine Petition mit 30 000 Protestkarten
übergeben, womit ihre Forderung nach einem Moratorium für GVO, nach einem Schutz
gentechfreier sowie einer vollständigen Deklaration von gentechnisch veränderten

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.2001
ELISABETH EHRENSPERGER
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Produkten unterstrichen werden sollte. 45

Kultur, Sprache, Kirchen

Kulturpolitik

Im Einverständnis mit dem Bundesrat überwies der Ständerat ein Postulat Bieri (cvp,
ZG), welches verschiedene Vorgaben zur Ausgestaltung des geplanten
Kulturförderungsgesetzes, insbesondere zur Zusammenarbeit zwischen Bund,
Kantonen und Gemeinden sowie zur Unterstützung der Musikausbildung formulierte
und für die Kulturpolitik moderne Strukturen, eine klare Basis für die Förderung und
einen effizienten Einsatz der knappen Mittel verlangte. Mitte Jahr gab der Direktor des
BAK bekannt, dass sich die Eröffnung der Vernehmlassung zum Kulturförderungsgesetz
um mindestens ein Jahr verzögert, da verschiedene Aspekte des Gesetzeswerks noch
vertieft abzuklären seien; zudem zwängen Finanzdruck und Strukturprobleme zur
Definition einer neuen internen Strategie. Bundesrat Couchepin nahm die Behandlung
des Postulats zum Anlass, um aus seiner Sicht klarzustellen, wer im Bundesrat letztlich
für die kulturelle Arbeit der Schweiz im Ausland zuständig ist, nämlich sein EDI, und
nicht etwa das EDA. Ins Visier nahm Couchepin vor allem die DEZA, aber auch das neue
Kompetenzzentrum für Kulturaussenpolitik im EDA. 46

POSTULAT
DATUM: 21.09.2004
MARIANNE BENTELI

Mitten in den parlamentarischen Beratungen über den Voranschlag 2005 erschienen
Medienberichte zu einer von der Pro Helvetia unterstützten Ausstellung im Centre
Culturel Suisse in Paris, über deren Aussagekraft resp. Geschmacklosigkeit die
Meinungen weit auseinander gingen. In der Installation «Swiss-Swiss Democracy»
provozierte der Künstler mit kritischen Aussagen zum politischen System der Schweiz.
Noch bevor auch nur ein einziger Parlamentarier die Ausstellung in Augenschein
genommen hatte, sorgte diese für helle Aufregung im Bundeshaus. Im Ständerat befand
Bieri (cvp, ZG), diese Entgleisung verdiene eine Strafaktion, weshalb er beantragte, das
Budget 2005 der Pro Helvetia um eine Million Franken (von 34 auf 33 Mio) zu kürzen.
Die Vertreter der SP plädierten vergeblich dafür, nicht anhand des Budgets eine
kulturpolitische Debatte vom Zaun zu reissen, eine Haltung, die in der Folge auch
Finanzminister Merz übernahm. Der Antrag Bieri wurde mit 24 zu 13 Stimmen
angenommen. In der Differenzbereinigung hielt die kleine Kammer zweimal gegen die
Beschlüsse des Nationalrats an der Budgetkürzung fest, zuletzt sogar mit 23 zu 10
Stimmen. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.12.2004
MARIANNE BENTELI

Urheberrecht

Peter Bieri (cvp, ZG) erinnerte in einem Postulat daran, dass die Europäische Union im
Jahr 1992 die Vermiet- und Verleihrechts-Direktive für gedruckte Werke eingeführt
hat, die mittlerweile von 23 EU-Staaten umgesetzt wurde. Durch besagte Direktive
erhalten Künstlerinnen und Künstler dieser EU-Staaten eine Vergütung, wenn ihre
Werke ausgeliehen werden. Von einer entsprechenden Regelung für die Schweiz,
welche das Verleihrecht mit dem sog. "Bibliotheksrappen" und dem Folgerecht für
Künstler gesetzlich verankern wollte, war im Rahmen der Totalrevision des
Urheberrechtsgesetzes 1992 schlussendlich abgesehen worden. Der Initiant begründete
sein Anliegen mit der rapiden Digitalisierung, welche den Verleih der Werke vereinfache
und so eine erneute Diskussion um die Einführung eines analogen und nun auch
digitalen Verleihrechts bedinge. Ständerat Bieri sieht im aktuellen Revisionsvorhaben
des Urheberrechtsgesetzes die Möglichkeit dazu gegeben. Der Bundesrat teilte diese
Ansicht und beantragte die Annahme des Anliegens, worauf der Ständerat diesem
Ansinnen in der Frühjahrssession 2015 diskussionslos folgte. 48

POSTULAT
DATUM: 19.03.2015
MARLÈNE GERBER
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Archive, Bibliotheken, Museen

Angesichts der immer knapper werdenden Finanzen einerseits und der Bedürfnisse der
betroffenen Institutionen anderseits wäre es wünschenswert, wenn es ein nationales
Museumskonzept gäbe. Mit diesen Worten reagierte Aussenminister Cotti bei der
Beratung der Finanzhilfe für das Internationale Rotkreuz- und Rothalbmond-Museum in
Genf auf eine diesbezügliche Anregung von Ständerat Bieri (cvp, ZG), welcher damit die
Forderung aufnahm, die Nationalrat Widmer (sp, LU) als Postulat (97.3421) in der
grossen Kammer einbringen wollte, wobei er aber am Widerstand von Hess (cvp, ZG )
scheiterte. 49

POSTULAT
DATUM: 19.12.1997
MARIANNE BENTELI

Film

Noch bevor die Vorlage von der zuständigen Nationalratskommission behandelt wurde,
einigten sich BAK und Procinéma auf Vermittlung der beiden Ständeräte Bieri (cvp, ZG)
und Schiesser (fdp, GL) auf eine weitere Stärkung der Verleih- und Betreiberbranche.
Die Erhaltung der Vielfalt soll ganz dem Gewerbe und seinen Branchenvereinbarungen
überlassen bleiben, das BAK nur noch die Einhaltung der Ziele regelmässig evaluieren.
Die subsidiäre Erhebung einer Förderabgabe durch den Bund – falls die
Selbstregulierung dennoch versagen und das Filmangebot einer Region verkümmern
sollte – wurde zwar aufrecht erhalten, aber redimensioniert; insbesondere sollen bei
wiederholtem Zuwiderhandeln lediglich geringfügige Bussen verhängt werden. Dieser
informelle Weg führte in der Sommersession zu einem ersten Etappensieg für das neue
Gesetz. Zwar etwas erstaunt über das Vorprellen der beiden Ständeräte und ohne die
Vorlage inhaltlich diskutieren zu können, sprachen sich die meisten Fraktionssprecher
im Nationalrat gegen die Rückweisung an den Bundesrat aus, um den
Gesetzgebungsprozess wieder in Gang zu bringen. Einzig der Zürcher SVP-Abgeordnete
Mörgeli benutzte die Gelegenheit zu einem Rundumschlag gegen die Kulturbehörden
und das schweizerische Filmschaffen; da er es aber verpasst hatte, seinerseits einen
Rückweisungsantrag zu stellen, wurde das Geschäft stillschweigend an den Ständerat
zurückgeschickt. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.06.2001
MARIANNE BENTELI

Medien

Radio und Fernsehen

Peter Bieri (cvp, ZG) hatte im Dezember 2010 das Postulat zur Änderung des RTVG
eingereicht. Es will, nichtausbezahlte Gebührengelder zur Förderung journalistischer
Qualität sowie gemeinsamer Initiativen der Branche verwenden. Bieri will, dass der
Bundesrat im Rahmen der geplanten Teilrevision RTVG gesetzliche Grundlagen prüft,
die es ermöglichen, die angesammelten, nicht ausbezahlten Gebührengelder einer
anerkannten schweizerischen Ausbildungsinstitutionen für Journalismus und
Medienmanagement zukommen zu lassen. Der Ständerat nahm das Postulat an. 51

POSTULAT
DATUM: 16.03.2011
DEBORA SCHERRER

Ebenfalls als erledigt abzuschreiben sei gemäss Botschaft zur RTVG-Teilrevision das
2011 überwiesene Postulat Bieri (cvp, ZG) zur Verwendung überschüssiger
Gebührenanteile privater Radio- und Fernsehveranstalter für die Förderung der
journalistischen Qualität. Schaffung und Betrieb einer in Erfüllung dieses Zweckes zu
gründenden Stiftung wäre mit unverhältnismässigem Aufwand verbunden,
argumentierte die Regierung in ihrer Botschaft, und verwies auf bestehende
Subventionierungen und Möglichkeiten für die Aus- und Weiterbildung von
Medienschaffenden. 52

POSTULAT
DATUM: 29.05.2013
MARLÈNE GERBER

01.01.65 - 01.01.21 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Immerhin wurde das Ziel, stärkste Partei der kleinen Kammer zu bleiben, erreicht.
Allerdings mussten auch bei den Ständeratswahlen Verluste verkraftet werden. Mit
insgesamt dreizehn Mandaten präsentierte sich die CVP zwar um zwei Sitze stärker als
die FDP und SP (je elf Sitze), musste aber im Vergleich zu 2007 per Saldo zwei Mandate
abgeben. Den Urner Sitz hatte die Partei bereits bei den Ersatzwahlen 2010 an die GLP
verloren. Bei den ordentlichen Wahlen büsste sie zudem beide Sitze in den Kantonen
Schwyz und St. Gallen ein. In Schwyz konnte der langjährige Ständerat Bruno Frick
seinen Sitz nicht gegen die Angriffe der SVP halten. Im Kanton St. Gallen fiel der Sitz der
CVP der SP zu. Auch hier verteidigte mit Eugen David ein langjähriger Ständerat seinen
Sitz erfolglos. David trat nicht mehr zum zweiten Wahlgang an und mit ihrem
Ersatzkandidaten war die CVP gegen die Angriffe von links und rechts chancenlos. Dass
sie im Vergleich zu 2007 nicht drei Mandatsverluste beklagen musste, verdankte sie
Pirmin Bischof, der den Sitz der FDP im Kanton Solothurn erobern konnte. Ihre Sitze
verteidigen konnte die CVP zudem in den Kantonen Luzern (Graber), Nidwalden
(Niederberger), Zug (Bieri), Freiburg (Schwaller), Appenzell Innerrhoden (Bischofberger),
Tessin (Lombardi), Wallis (Fournier und Imoberdorf) und Jura (Seydoux). Neue CVP-
Kantonsvertreter verteidigten den Sitz ihrer Partei in den Kantonen Uri (Isidor
Baumann), Graubünden (Stefan Engler) und Thurgau (Brigitte Häberli). Chancenlos
waren die Christlichdemokraten in den Kantonen Zürich, Bern, Basel-Landschaft,
Aargau, Waadt, Neuenburg und Genf. 53

WAHLEN
DATUM: 23.10.2011
MARC BÜHLMANN

Im Spätjahr trat eine Findungskommission unter der Leitung von Peter Bieri (ZG) in
Aktion, um einen Nachfolger für den Ende Berichtjahr zurücktretenden
Fraktionspräsident Urs Schwaller zu suchen. Schwaller hatte bereits 2012 angekündigt,
das Amt nicht mehr weiterführen zu wollen. Der ehemalige Freiburger Finanzdirektor
Schwaller, 2003 in den Ständerat gewählt, war seit Dezember 2007 Präsident der
Bundeshausfraktion. Lange wurden keine Namen von potentiellen Nachfolgern genannt.
Bekannt wurde lediglich, dass sich einige von der Presse als Kronfavoriten gehandelte
Parlamentarier selber aus dem Spiel nahmen, so etwa Gerhard Pfister (ZG), Elisabeth
Schneider-Schneiter (BL) oder Viola Amherd (VS). Es wurde zudem gemutmasst, dass
sich einige CVP-Schwergewichte – kolportiert wurden etwa auch die Namen Pirmin
Bischof (SO) oder Konrad Graber (LU) – nicht zur Verfügung stellten, weil sie sich die
Chance für mögliche Bundesratsweihen nicht verbauen lassen wollten, wurde doch
gemunkelt, dass sich die amtierende Bundesrätin Doris Leuthard nach Ende der
Legislatur eine neue Herausforderung suchen könnte. In die Offensive wagte sich Mitte
Dezember schliesslich Filippo Lombardi (TI), der sich als einziger Kandidat für ein
Hearing des KMU-Klubs, also des Wirtschaftsflügels der CVP-Fraktion, anmeldete.
Lombardi war zwar in der Vergangenheit vor allem wegen Strassenverkehrsdelikten
aufgefallen, konnte sich im Berichtsjahr als Ständeratspräsident aber rehabilitieren.
Zudem durfte er auch aufgrund seiner perfekten Dreisprachigkeit auf einigen Zuspruch
in der Fraktion hoffen. Die Fraktion wollte sich im Januar 2014 an ihrer Fraktionsklausur
entscheiden. 54
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Im Berichtsjahr gaben einige Schwergewichte der CVP bekannt, nicht mehr für die
nationalen Wahlen 2015 zu kandidieren. Neben Urs Schwaller (FR) und Christophe
Darbellay (VS) kündigten auch Lucrezia Meier-Schatz (SG), Ruedi Lustenberger (LU),
Peter Bieri (ZG) und Paul Niederberger (NW) ihren Rücktritt an. Auch René Imoberdorf
(VS), der der CSP Oberwallis und damit der CVP-Familie angehört, wollte 2015 nicht
mehr antreten. 55
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